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      Allgemeine Geschäftsbedingungen für die Lieferung von Maschinen und Teilen 

 
I.    ANGEBOT 
Die zu dem Angebot gehörigen Unterlagen wie Abbildungen, Zeichnungen, Gewichts- und 
Maßangaben sind nur annähernd maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich 
bezeichnet sind. An Kostenanschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen behält sich 
der Lieferer Eigentums- und Urheberrecht vor, sie dürfen Dritten nicht zugänglich gemacht 
werden. Der Lieferer ist verpflichtet, vom Besteller als vertraulich bezeichnete Pläne nur mit 
dessen Zustimmung Dritten zugänglich zu machen. 
II.    UMFANG DER LIEFERUNG 
Für den Umfang der Lieferung ist die schriftliche Auftragsbestätigung des Lieferers 
maßgebend, im Falle eines Angebots des Lieferers mit zeitlicher Bindung und fristgemäßer 
Abnahme, das Angebot sofern keine rechtzeitige Auftragsbestätigung vorliegt. Nebenabreden 
und Änderungen bedürfen der schriftlichen Bestätigung des Lieferers.  
III.    PREIS UND ZAHLUNG 
1. Die Preise verstehen sich, sofern nichts anderes vereinbart ist, rein netto ab Werk zu-  
    züglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer. Sie schließen insbesondere Zoll- und Grenz- 
    kosten, Versicherungskosten, Transport- und Ablagekosten, sowie Verpackungskosten 
    nicht mit ein. 
2. Der Lieferer ist berechtigt, bei Steigerung von Material- und Rohstoffpreisen, Löhnen und  
    Gehältern, Herstellungs- und Transportkosten zwischen Vertragsabschluß und Aus- 
    lieferung die vereinbarten Preise entsprechend anzuheben. 
3. Die Zahlungen sind bar ohne jeden Abzug frei Zahlstelle des Lieferers zu leisten und zwar: 
    1/3 nach Eingang der Auftragsbestätigung, 1/3 sobald dem Besteller mitgeteilt ist, dass die 
    Hauptteile versandbereit sind, der Restbetrag nach Vereinbarung oder spätestens 30 Tage 
    nach Rechnungsdatum und Zugang der Rechnung. Die Annahme von Wechseln und  
    Schecks erfolgt nur erfüllungshalber, die Kosten der Diskontierung und der Einziehung  
    trägt der Besteller.  
4. Im Falle des Zahlungsverzuges ist der Lieferer berechtigt, Zinsen in Höhe von 9 %  
    Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz zu verlangen. Das gleiche gilt bei Stundung  
    der Zahlung. Kann der Lieferer aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangen, 
    ist er berechtigt, höhere Zinsen geltend zu machen. 
5. Der Besteller kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen oder ein Zurückbehaltungs- 
    recht geltend machen, die unbestritten, rechtskräftig oder vom Lieferer anerkannt sind. 
6. Im Falle der Stornierung einer Bestellung durch den Besteller ist der Lieferer berechtigt 
     vom Besteller einen pauschalierten Schadensersatz zu verlangen; bei Stornierung nach 
     Bestätigung des Auftrages in Höhe von 10 % des Rechnungsbetrages und bei Stornierung 
     ab Rechnungsstellung und/oder Anzeige der Versandbereitschaft in Höhe von 20 % des 
     Rechnungsbetrages. 
IV.    LIEFERZEIT 
1. Die Lieferfrist beginnt mit der Absendung der Auftragsbestätigung, jedoch nicht vor der  
    Beibringung der vom Besteller zu beschaffenden Unterlagen, Genehmigungen, Freigaben 
    sowie vor Eingang einer vereinbarten Anzahlung.  
2. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf der Liefergegenstand das Werk 
    verlassen hat oder die Versandbereitschaft mitgeteilt ist.  
3. Die Lieferfrist verlängert sich angemessen bei Maßnahmen im Rahmen von Arbeits-  
    kämpfen, insbesondere Streik und Aussperrung sowie beim Eintritt unvorhergesehener  
    Hindernisse, die außerhalb des Willens des Lieferers liegen, soweit solche Hindernisse  
    nachweislich auf die Fertigstellung oder Ablieferung des Liefergegenstandes von  
    erheblichem Einfluss sind. Dies gilt auch, wenn die Umstände bei Unterlieferern eintreten.  
    Die vorbezeichneten Umstände sind auch dann vom Lieferer nicht zu vertreten, wenn sie  
    während eines bereits vorliegenden Verzuges entstehen. Beginn und Ende derartiger  
    Hindernisse wird in wichtigen Fällen der Lieferer dem Besteller baldmöglichst mitteilen. 
4. Soweit dem Besteller wegen einer Verzögerung, die in Folge eines Verschuldens des  
    Lieferers oder seiner Erfüllungsgehilfen entstanden ist, ein Schaden erwächst, so ist er  
    berechtigt eine Verzugsentschädigung zu fordern. Sie beträgt für jede volle Woche der  
    Verspätung ½ v.H. im Ganzen, aber höchstens 5 v.H. vom Werte desjenigen Teiles der  
    Gesamtlieferung, der in Folge der Verspätung nicht rechtzeitig oder nicht vertragsgemäß in 
    Betrieb genommen werden kann. 
5. Wird der Versand auf Wunsch des Bestellers verzögert, werden ihm beginnend einen  
    Monat nach Anzeige der Versandbereitschaft, die durch die Lagerung entstandenen  
    Kosten, bei Lagerung im Werk des Lieferers mindestens jedoch ½ v.H. des Rechnungs- 
    betrages für jeden Monat berechnet. Der Nachweis höherer oder niedrigerer Lagerkosten  
    ist durch beide Vertragsparteien möglich. Der Lieferer ist berechtigt, nach fruchtlosem  
    Ablauf einer angemessenen Frist anderweitig über den Liefergegenstand zu verfügen und  
    den Besteller mit angemessener verlängerter Frist zu beliefern. 
6. Soweit Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen Verzögerung der Lieferung als  
    auch Schadensersatzansprüche statt der Leistung, die über die in Nr. 4 genannten  
    Grenzen hinausgehen, sind in allen Fällen verzögerter Lieferung, auch nach Ablauf einer  
    dem Lieferer gesetzten Frist zu Lieferung, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit in Fällen 
    des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, des  
    Körpers oder der Gesundheit eine zwingende Haftung gesetzlich vorgeschrieben ist. Der  
    Besteller kann im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vom Vertrag nur zurücktreten,  
    soweit die Verzögerung der Lieferung vom Lieferer zu vertreten ist. Eine Änderung der  
    Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht  
    verbunden. 
7. Der Besteller ist verpflichtet, auf Verlangen des Lieferers innerhalb einer angemessenen 
    Frist zu erklären, ob er wegen der Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder  
    auf die Lieferung besteht.  
V.    GEFAHRÜBERGANG UND ENTGEGENNAHME 
1. Die Gefahr geht spätestens mit der Basendung der Lieferteile auf den Besteller über, und  
    zwar auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder der Lieferer noch andere Leistungen, 
    z.B. die Versendungskosten oder Anfuhr und Aufstellung übernommen hat. Auf Wunsch  
    des Bestellers wird auf seine Kosten die Sendung durch den Lieferer gegen Diebstahl,  
    Bruch-, Transport-, Feuer- und Wasserschäden sowie sonstige versicherbare Risiken  
    versichert. 
2. Verzögert sich der Versand infolge Umständen, die der Besteller zu vertreten hat, so geht  
    die Gefahr vom Tage der Versandbereitschaft ab auf den Besteller über; jedoch ist der  
    Lieferer verpflichtet, auf Wunsch und Kosten des Bestellers die Versicherungen zu  
    bewirken die dieser verlangt. 
3. Teillieferungen sind zulässig. 
VI.    EIGENTUMSVORBEHALT 
1. Der Lieferer behält sich das Eigentum an dem Liefergegenstand bis zum Eingang aller  
    Zahlungen aus dem Liefervertrag vor. 
2. Der Lieferer ist berechtigt, den Liefergegenstand auf Kosten des Bestellers gegen Dieb-  
    stahl, Bruch-, Feuer-, Wasser- und sonstige Schäden zu versichern, sofern nicht der  
    Besteller selbst die Versicherung nachweislich abgeschlossen hat.  
3. Der Besteller darf den Liefergegenstand weder verpfänden noch zur Sicherung über-  
    eignen. Bei Pfändungen sowie Beschlagnahme oder sonstigen Verfügungen durch dritte  
    Hand hat er den Lieferer unverzüglich davon zu benachrichtigen.  
4. Bei Pflichtverletzungen des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Lieferer  
    nach erfolglosem Ablauf einer dem Besteller gesetzten angemessen Frist zur Leistung  
    zum Rücktritt und zur Rücknahme berechtigt; die gesetzlichen Bestimmungen über die  
    Entbehrlichkeit einer Fristsetzung bleiben unberührt. Der Besteller ist zur Herausgabe  
   verpflichtet. Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes sowie die Pfändung des  
   Liefergegenstandes durch den Lieferer gelten nicht als Rücktritt vom Vertrag. 
5. Der Besteller ist berechtigt, den Liefergegenstand im ordentlichen Geschäftsgang 
    weiterzuverkaufen. Er tritt jedoch dem Lieferer bereits jetzt alle Forderungen ab, die ihm 
    aus der Weiterveräußerung gegen den Abnehmer oder gegen Dritte erwachsen, und zwar 
    gleichgültig, ob die Vorbehaltsware ohne oder nach Verarbeitung weiter verkauft wird. Zur 
    Einziehung dieser Forderungen ist der Besteller auch nach der Abtretung ermächtigt. Die 
    Befugnis des Lieferers, die Forderungen selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt; 
    jedoch verpflichtet sich der Lieferer, die Forderungen nicht einzuziehen, solange der 
    Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt. Der Lieferer kann 
    verlangen, dass der Besteller ihm die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner 
    bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen  

    Unterlagen aushändigt und den Schuldnern die Abtretung mitteilt. Wird der Liefergegen-  
    stand zusammen mit anderen Waren, die dem Lieferer nicht gehören, weiterverkauft,  
    so gilt die Forderung des Bestellers gegen den Abnehmer in Höhe des zwischen Lieferung 
    und Besteller vereinbarten Lieferpreises als abgetreten. Die Verarbeitung oder Umbildung 
    von Vorbehaltssachen wird durch den Besteller stets für den Lieferer vorgenommen.  
    Wird die Vorbehaltssache mit anderen nicht dem Lieferer  gehörenden Gegenständen verarbeitet  
    oder untrennbar vermischt, so erwirbt der Lieferer das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis 
    des Wertes der Vorbehaltssache zu den anderen  verarbeiteten oder vermischten Gegenständen zur 
    Zeit der Verarbeitung oder Vermischung. Werden Waren des Lieferers mit anderen beweglichen 
    Gegenständen  zu einer einheitlichen Sache verbunden oder untrennbar vermischt und ist die andere 
    Sache als Hauptsache anzusehen, so gilt as vereinbart, dass der Besteller dem Lieferer anteilmäßig 
    Miteigentum überträt, soweit die Hauptsache ihm gehört. Der Besteller verwahrt das Eigentum oder 
    Miteigentum für  den Lieferer. Für die durch die Verarbeitung, Umbildung oder Vermischung 
    entstehende Sache gilt im Übrigen das Gleiche wie für die Vorbehaltsware. Der Lieferer verpflichtet 
    sich, die ihm zustehenden  Sicherung insoweit freizugeben, als ihr Wert die zu sichernden 
    Forderungen, soweit diese noch nicht beglichen sind, um mehr als 20 % übersteigt.  
VII. HAFTUNG FÜR MÄNGEL DER LIEFERUNG 
1. Der Besteller ist verpflichtet, den Liefergegenstand unverzüglich zu untersuchen und etwaige Mängel  
    schriftlich geltend zu machen. Eine Rügefrist von 2 Arbeitstagen gilt als rechtzeitig. Satz 1 und Satz 2  
    gelten auch für Zuviel- und Zuwenig-Lieferungen sowie für etwaige Falschlieferungen. 
2. Alle diejenigen Teile oder Leistungen sind nach Wahl des Lieferers unentgeltlich nachzubessern, neu  
    zu liefern oder neu zu erbringen, die innerhalb der Verjährungsfrist einen Sachmangel aufweisen, 
    sofern dessen Ursachen bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 
3. Sachmängelansprüche verjähren in 12 Monaten, es sei denn, dass gesetzlich gemäß §§ 438 Absatz  
    Nr. 2 BGB (Bauwerke und Sachen für Bauwerke),  479 Absatz 1 BGB (Rückgriffsanspruch) und 634  
    Absatz 1 Nr. 2 BGB (Baumängel) längere Fristen vorschreibt sowie in Fällen der Verletzung des  
    Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und bei einer vorsätzlich oder grob fahrlässigen Pflicht- 
    verletzung des Lieferers oder seiner Erfüllungsgehilfen sowie bei arglistigem Verschweigen eines  
    Mangels. Die Vorschriften über Ablaufhemmung, Hemmung oder Neubeginn der Fristen bleiben  
    unberührt. 
4. Sachmängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Be- 
    schaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung oder  
    Schäden, die nach dem Gefahrübergang in Folge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung,  
    übermäßiger Beanspruchung, Verwendung ungeeigneter Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten, 
    ungeeignetem Baugrundes oder die auf Grund besonderer äußerer Einflüsse entstehen, die nach dem 
    Vertrag nicht vorausgesetzt sind, sowie bei nicht reproduzierbaren Softwarefehlern. Werden vom  
    Besteller oder von Dritten unsachgemäß Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten vorgenommen, so 
    bestehen für diese und die daraus entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche. 
5. Dem Lieferer ist zunächst Gelegenheit zur Nacherfüllung (Beseitigung des Mangels oder Lieferung 
    einer mangelfreien Sache) innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Im Falle des Fehlschlagens der 
    Nacherfüllung kann der Besteller - unbeschadet etwaiger Schadensersatzansprüche gemäß Artikel IX 
    (sonstige Schadensersatzansprüche) vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern. 
6. Für Schadensersatzansprüche gilt im übrigen Artikel IX (sonstige Schadensersatzansprüche). Weiter- 
    gehende oder andere als die in Artikel VII und IX geregelten Ansprüche des Bestellers gegen den  
    Lieferer und deren Erfüllungsgehilfen wegen eines Sachmangels sind ausgeschlossen. 
7. Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen,  
    insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind ausgeschlossen, soweit die  
    Aufwendungen sich erhöhen, weil der Gegenstand der Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als  
    die Niederlassung des Bestellers erbracht worden ist, es sei denn die Erbringung entspricht seinem  
    bestimmungsgemäßen Gebrauch.  
8. Das gesetzliche Rücktrittrecht des Bestellers setzt bei Vorliegen eines Mangels der Lieferung kein 
    Verschulden des Lieferers voraus. In allen anderen Fällen kann der Besteller nur bei Vorliegen einer 
    durch den Lieferer zu vertretenden Pflichtverletzung vom Vertrag zurücktreten.  
VIII.   GEWERBLICHE SCHUTZRECHTE UND URHEBERRECHT; RECHTMÄNGEL 
1. Der Lieferer ist verpflichtet, sofern nichts anderes vereinbart ist, die Lieferung lediglich im Land des  
    Lieferorts frei von gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten Dritter (im Folgenden: Schutz- 
    rechte) zu erbringen. Sofern ein Dritter wegen der Verletzung von Schutzrechten durch vom Lieferer  
    erbrachte, vertragsgemäß genutzte Lieferungen gegen den Besteller berechtigte Ansprüche geltend  
    macht, haftet der Lieferer gegenüber dem Besteller innerhalb der in Art. VI Nr. 4. bestimmten Frist wie 
    folgt: 
a)Der Lieferer wird nach seiner Wahl und auf seine Kosten für die betroffene Lieferung entweder ein 
    Nutzungsrecht erwirken, die Lieferung so zu ändern, dass das Schutzrecht nicht verletzt wird, oder  
    austauschen. Ist dies dem Lieferer nicht zu angemessenen Bedingungen möglich, stehen dem  
    Besteller die gesetzlichen Rücktritts- oder Minderungsrechte zu. 
b) Die Verpflichtung des Lieferers zum Schadensersatz richtet sich nach Art. IX. 
c) Die vorstehend genannten Verpflichtungen des Lieferers bestehen nur, soweit der Besteller den  
    Lieferer über die vom Dritten geltend gemachten Ansprüche unverzüglich schriftlich verständigt, eine  
    Verletzung nicht anerkennt und dem Lieferer alle Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlungen  
    vorbehalten bleiben. Stellt der Besteller die Nutzung der Lieferung aus Schadensminderungs- oder  
    sonstigen wichtigen Gründen ein, ist er verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit der  
    Nutzungseinstellung kein Anerkenntnis einer Schutzrechtsverletzung verbunden ist. 
2. Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, soweit er die Schutzrechtsverletzung zu vertreten hat.  
    Ansprüche sind ferner ausgeschlossen, soweit die Schutzrechtsverletzung durch spezielle Vorgaben  
    des Bestellers, durch eine vom Lieferer nicht voraussehbare Anwendung oder dadurch verursacht wird, 
    dass die Lieferung vom Besteller verändert oder zusammen mit nicht gelieferten Produkten eingesetzt 
    wird. 
3. Im Falle von Schutzrechtsverletzungen gelten für die in Nr. 1 a geregelten Ansprüche des Bestellers im 
    Übrigen die Bestimmungen des Art. VII Nr. 3 und 5 entsprechend. 
4. Bei Vorliegen sonstiger Rechtsmängel gelten die Bestimmungen des Art. VII entsprechend. 
5. Weitergehende oder andere als die in diesem Artikel geregelten Ansprüche des Bestellers gegen den 
    Lieferer und dessen Erfüllungsgehilfen wegen eines Rechtsmangels sind ausgeschlossen. 
IX.    SONSTIGE SCHADENSERSATZANSPRÜCHE UND UNMÖGLICHKEIT 
1. Schadensersatz- und Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers (im Folgenden: Schadens- 
    ersatzansprüche), gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung von Pflichten aus 
    dem Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung sind ausgeschlossen.  
2. Dies gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, wegen der Verletzung des Körpers, der Gesundheit z.B. 
    nach Produkthaftungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit, wegen der Ver- 
    letzung wesentlicher Vertragspflichten. Der Anspruch auf Schadensersatz für die Verletzung  
    wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden be-   
    grenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung des Lebens,  
    des Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des  
    Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 
3. 1. Im Falle der Unmöglichkeit der Lieferung, ist der Besteller berechtigt, Schadensersatz zu verlangen; 
    dies gilt nicht wenn der Lieferer die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat. Der Schadensersatzanspruch  
    des Bestellers schränkt sich auf 10 % des Wertes desjenigen Teils der Lieferung, der wegen der  
    Unmöglichkeit nicht in zweckdienlichen Betrieb genommen werden kann. Diese Haftungsbeschränkung 
    gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des  
    Lebens, des Körpers oder der Gesundheit zwingend gehaftet wird. Eine Änderung der Beweislast zum 
    Nachteil des Bestellers ist mit der vorstehenden Regelung nicht verbundne. Das Recht des Bestellers 
    zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. 
X.    GERICHTSSTAND UND ANWENDBARES RECHT 
1. Wenn der Besteller Kaufmann ist, ist alleiniger Gerichtsstand bei allen aus dem Vertragsverhältnis  
    unmittelbar oder mittelbar sich ergebenen Streitigkeiten der Sitz des Lieferers. Der Liefere ist jedoch 
    auch berechtigt, am Sitz des Bestellers Klage zu erheben. 
2. Die Rechtsbeziehungen zwischen dem Besteller und dem Lieferer unterliegen dem deutschen  
    materiellem Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechtes. 
XI.    VERBINDLICHKEIT DES VERTRAGES  
    Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in seinen übrigen  
    Teilen verbindlich. Dies gilt nicht, wenn das Festhalten an dem Vertrag eine unzumutbare Härte für  
    eine Partei darstellen würde. 
 
 

 

          Stand: 04/11 


